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22. Änderung des Flächennutzungsplanes und Anpassung des Landschaftsplanes der 
Hansestadt Stralsund 

  
Prüfung und Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen der Träger öffentlicher Be-

lange und der Behörden sowie der Öffentlichkeit 
 
Übersichtstabelle der Stellungnahmen 
 

Nr.  Name 
Datum der 

Stellungnahme 

Zustimmung 
bzw. keine pro-
jektbezogenen 
abwägungsre-
levante Hin-

weise und An-
regungen 

Projektbezo-
gene abwä-

gungsrelevante 
Hinweise und 
Anregungen 

 

1 
Amt für Raumordnung und 
Landesplanung Vorpommern 

06.05.2022 x  

2 
Staatliches Amt für Landwirt-
schaft und Umwelt Vorpom-
mern 

06.05.2022  x 

3 
Landesamt für Umwelt, Natur-
schutz und Geologie M-V 

05.05.2022 - - 

4 
Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr 

06.04.2022 x  

5 
Landesamt für Kultur und 
Denkmalpflege M-V 

- - - 

8 Straßenbauamt Stralsund - - - 

10 Bergamt Stralsund 27.04.2022 x  

12 
Landesamt für Gesundheit 
und Soziales M-V 

25.04.2022 x  

15 Hauptzollamt Stralsund  26.04.2022 x  

16 
Landesforst M-V, Forstamt 
Schuenhagen 

13.05.2022 x  

17 

Landesamt für innere Verwal-
tung M-V, Amt für Geoinforma-
tion, Vermessungs- und Ka-
tasterwesen 

05.04.2022 x  

18 Gemeinde Steinhagen - - - 

19 Gemeinde Lüssow - - - 

20 Gemeinde Wendorf  25.04.2022 x  

21 Gemeinde Pantelitz - - - 

22 Gemeinde Sundhagen  10.05.2022 x  

23 Gemeinde Altefähr - - - 

24 Gemeinde Gustow  01.06.2022 - - 

25 Gemeinde Kramerhof - - - 

26 
Universitäts- und Hansestadt 
Greifswald 

05.05.2022 x  

27 
Deutsche Telekom Technik 
GmbH 

07.04.2022 x  

28 
Vodafone Kabel Deutschland 
GmbH 

06.05.2022 x  

29 50Hertz Transmission GmbH 07.04.2022 x  

30 E.DIS Netz GmbH 13.05.2022 x  
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31 
Verkehrsgesellschaft Vorpom-
mern-Rügen* 

23.02.2021  x 

32 SWS Energie GmbH - - - 

33 GDMcom GmbH 08.04.2022 x  

34 SWS Telnet GmbH 27.04.2022  x 

35 REWA GmbH Stralsund* 25.02.2021  x 

36 IHK zu Rostock 12.04.2022 x  

38 Handelsverband Nord e.V. - - - 

39 
Handwerkskammer Ostmeck-
lenburg-Vorpommern 

12.05.2022 x  

40 
Wasser- und Bodenverband 
„Barthe/Küste“ 

02.05.2022  x 

44 Landkreis Vorpommern-Rügen 10.05.2022  x 

45 
Hansestadt Stralsund, Untere 
Bauaufsichtsbehörde 

- - - 

46 
Hansestadt Stralsund, Untere 
Immissionsschutzbehörde 

13.04.2022 x  

47 
Hansestadt Stralsund, Untere 
Denkmalschutzbehörde 

- - - 

48 
Hansestadt Stralsund, Untere 
Straßenverkehrsbehörde 

- - - 

 

- Von den Beteiligten ist keine Stellungnahme zur Flächennutzungsplanänderung eingegangen. 

* Von den Beteiligten ist keine Stellungnahme im Rahmen der Entwurfsbeteiligung eingegangen, daher 

wurde die Stellungnahme zum Vorentwurf aus der frühzeitigen Beteiligung abgewogen. 

Die Stellungnahmen der Behörden, welche sich zustimmend zur Planung geäußert haben und/oder 

allgemeine und keine projektspezifischen Hinweise vorgebracht haben (Spalte 1), werden zur Kenntnis 

genommen. Die gegebenen Hinweise berühren nicht die Belange der Flächennutzungsplanung und 

stehen den geplanten Darstellungen nicht entgegen.  
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22. Änderung des Flächennutzungsplanes und Anpassung des Landschaftsplanes der 
Hansestadt Stralsund 

 
Prüfung und Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen der Träger öffentlicher Be-

lange und der Behörden sowie der Öffentlichkeit 
 
Abwägungsrelevante Stellungnahmen  
 

Nr. Stellungnahme Abwägung und Berücksichtigung 

2 Staatliches Amt für Landwirtschaft 
und Umwelt Vorpommern 
Stellungnahme vom: 06.05.2022 
 
Aus Sicht der durch mich zu vertre-
tenden Belange der Abteilung Natur-
schutz, Wasser und Boden nehme ich 
zu der Planung wie folgt Stellung: 
 
1. Wasserwirtschaft: 
Hinsichtlich der EG-WRRL-Zielstel-
lungen für den berichtspflichtigen Kro-
nenhalsgraben (Wasserkörper NVPK-
0800) verweise ich auf meine Stel-
lungnahme zum Bebauungsplan Nr. 
75 „Parkplatz Berufsschulcampus in 
Grünhufe“ der Hansestadt Stralsund. 
Im Weiteren werden von dem Vorha-
ben keine in der Zuständigkeit des 
STALU VP befindlichen wasserwirt-
schaftlichen Anlagen sowie weitere, 
durch das STALU VP zu vollziehende 
wasserbehördliche Entscheidungen 
berührt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 
73 wird nachfolgend abgewogen. 

 Stellungnahme zum B-Plan Nr. 73: 
 
Die in meiner Stellungnahme vom 
18.03.2021 (Az.: 
StALUVP12/5122/VR/40/21) aus 
Sicht der EG-Wasserrahmenrichtlinie 
gegebenen Hinweise wurden grund-
sätzlich berücksichtigt. Meine Stel-
lungnahme wird wie folgt ergänzt/ ak-
tualisiert: 
Gegenüber dem Planentwurf vom 
02/2021 hat sich der Plangeltungsbe-
reich von 0,8 ha. auf 1,3 ha erweitert. 
Ziel des hier in Rede stehenden Vor-
habens ist die Schaffung der pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die nördliche Erweiterung des 
Campusareals mit einer Dreifeldsport-
halle und einer Stellplatzanlage zur 
Deckung des Parkplatzbedarfes. Eine 
Verrohrung des im Plangebiet verlau-
fenden Grabens 3/1/2 wird nicht mehr 

 
 
Die Stellungnahme bezieht sich auf den Be-
bauungsplan Nr. 73 und überschreitet im 
Hinblick auf die Festsetzung von Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechten und Unterhal-
tungsstreifen den maßstabsbedingten Kon-
kretisierungsgrad eines Flächennutzungs-
planes. Auch die Ableitung des anfallenden 
Regenwassers ist auf der Ebene der Bebau-
ungsplanung bzw. der Erschließungspla-
nung zu klären und im bauaufsichtlichen Zu-
lassungsverfahren zu klären. 
Die Stellungnahme steht der geplanten Flä-
chennutzungsplanänderung daher nicht ent-
gegen. 
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in Erwägung gezogen. Am Graben 
wird ein beidseitiger Gewässerrand-
streifen von 5 m nach § 38 Abs. 3 
Wasserhaushaltsgesetz (WWHG) ein-
gerichtet. Im Bereich des verrohrten 
Teils des Grabens 3/1/2 wird ein Un-
terhaltungsstreifen von 5 m beidseits 
der Rohrachse berücksichtigt. 
Gewässerrandstreifen bzw. Unterhal-
tungsstreifen werden im B-Plan als 
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu-
gunsten des Wasser- und Bodenver-
bandes festgesetzt. Ferner wird die 
für die Ableitung des im Plangebiet 
anfallenden Niederschlagswassers in 
den Graben 3/1/2 notwendige Ein-
leiterlaubnis (einschließlich Nachweis 
Unbedenklichkeit und Hydraulik) im 
nachgelagerten Zulassungsverfahren 
erbracht. Hier wird durch die untere 
Wasserbehörde des LK VR auch die 
Prüfung des Vorhabens hinsichtlich 
der Vereinbarkeit mit den Bewirt-
schaftungszielen nach § 27 WHG er-
folgen. 
Im Weiteren werden von dem Vorha-
ben keine in der Zuständigkeit des 
STALU VP befindlichen wasserwirt-
schaftlichen Anlagen sowie weitere, 
durch das STALU VP zu vollziehende 
wasserbehördliche Entscheidungen 
berührt. 

 2. Naturschutz, Altlasten und Boden-
schutz: 
Belange, die durch mein Amt zu ver-
treten sind, werden nicht betroffen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 Das Planvorhaben wurde aus der 
Sicht der von meinem Amt zu vertre-
tenden Belange des anlagenbezoge-
nen Immissionsschutzes geprüft. Im 
Plangebiet befinden sich keine nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
genehmigungsbedürftigen Anlagen. 
Ferner befindet sich das Plangebiet 
auch nicht im Einwirkbereich einer 
solchen Anlage. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 Aus Sicht der von meinem Amt zu 
vertretenden Belange des Abfall-
rechts bestehen keine Hinweise. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

30 E.DIS Netz GmbH 
Stellungnahme vom: 13.05.2022 
 
Bezüglich der 22. Änderung des FNP 
der Hansestadt Stralsund und des BP 
73 behält unser Schreiben BRG 21-

 
 
 
Die Stellungnahme vom 01.03.2021 wird 
nachfolgend abgewogen. 
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017 vom 01.03.2021 weiterhin seine 
Gültigkeit. 

 Stellungnahme vom 01.03.2021 
 
Vorbehaltlich der Sicherung unseres 
vorhandenen Anlagenbestandes, ha-
ben wir keine Einwände gegen Ihre 
Planungen, wir erteilen dazu unsere 
grundsätzliche Zustimmung. 
Im südlichen Radbereich des Bebau-
ungsplanes befindet sich ein 20kV 
Kabel unseres Unternehmens.  
Sollte dieses eine Behinderung dar-
stellen, muss ein schriftlicher Antrag 
auf Baufeldfreimachung eingereicht 
werden. 
 

 
 
Der vorhandene Anlagenbestand und der 
Umgang damit wird auf der Ebene der Er-
schließungsplanung berücksichtigt. 

31 Verkehrsgesellschaft Vorpommern-
Rügen 
Stellungnahme vom: 23.02.2021 
 
wir haben ihre Unterlagen zum B-Plan 
73 erhalten und gesichtet. Wir möch-
ten darauf hinweisen, dass wir nicht 
nur in der Lübecker Allee sondern 
auch in der Lindenallee Bestandshal-
testellen haben. Diese fehlten in ihrer 
Auflistung, befinden sich aber genau 
am Planungsgebiet. 
 

 
 
 
 
Die Stellungnahme bezieht sich auf den Be-
bauungsplan. Dennoch wurde die Begrün-
dung um die Haltestelle in der Lindenallee 
ergänzt. 

34 SWS Telnet GmbH 
Stellungnahme vom: 27.04.2022 
 
Im Bereich der geplanten Maßnahme 
„Stralsund, B-Plan 73 Erweiterung 
Berufsschulcampus Grünhufe“ und 
der 22. Änderung des FNP der Han-
sestadt Stralsund“ befindet sich ein 
PE-HD 40 x 3,2 DN 32 Kabelschutz-
rohr der SWS Telnet GmbH auf der 
nördlichen Seite der Lindenallee. 
Die genau bezeichneten Abschnitte 
entnehmen Sie bitte den beiliegenden 
Lageplänen. 
 
Das Kabelschutzrohr hat eine Tiefen-
lage von ca. 0,60 m - 0,90 m. 
Es kann zu Abweichungen in Lage 
und Tiefe durchörtliche Gegebenhei-
ten, Änderungen am Oberflächenauf-
bau, Querungen aller Art, etc. kom-
men. 
 
Das Kabelschutzrohr ist mit LWL-Ka-
beln belegt und darf nicht beschädigt 
werden. 

 
 
 
Die Stellungnahme und die Anlagen werden 
zur Kenntnis genommen, der Leitungsbe-
stand wird auf der Ebene der Erschlie-
ßungsplanung berücksichtigt. 



ANLAGE 5 zum Abwägungsbeschluss                                                                               Seite 6 
Stand: Juli 2022 
 

 
Durch die SWS Telnet GmbH wird auf 
der südlichen Seite der Lindenallee 
mit der neuen Fernwärmetrasse ein 
Verbundrohr 7x12/2 in Richtung B-
Plan 39 mitverlegt. Die Lagepläne 
hierfür sind noch in Arbeit. Es wäre 
für die SWS Telnet GmbH dadurch 
auch eine Glasfasertechnische Er-
schließung/ Anbindung des Berufs-
schulcampus Grünhufe möglich. 
Seitens der SWS Telnet GmbH gibt 
es keine Einwände gegen den B-Plan 
73 Erweiterung Berufsschulcampus 
Grünhufe und die 22. Änderung des 
FNP der Hansestadt Stralsund. 
 
Anlage: 
Lagepläne 
 

35 REWA Stralsund mbH 
Stellungnahme vom: 25.02.2022 
 
zum o. g. Vorentwurf mit seiner Be-
gründung vom Februar 2021 muss 
die REWA folgende zusätzliche Hin-
weise abgeben. 
Neben der Abwasserbeseitigungssat-
zung der Hansestadt Stralsund gelten 
die Allgemeinen Bedingungen zur 
Entsorgung von Abwasser (AEB) und 
die Allgemeinen Bedingungen zur 
Versorgung mit Trinkwasser der 
REWA Stralsund GmbH. 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 4.5. Erschließung 
Generelle Anmerkungen: 
Eine Überbauung vorhandener Ver- 
und Entsorgungstrassen oder Be-
pflanzung mit Bäumen und aufwendi-
gen Gehölzen wird untersagt. 
Abstände zu den vorhandenen 
Schmutz- und Regenleitungen sind 
einzuhalten, weiterhin zu der TW-Lei-
tung aus PVC DN 200. 
Die Erschließungsplanung Regen-
wasser ist der REWA zur Bestätigung 
vorzulegen. 

 
 
Der Flächennutzungsplan regelt nicht die 
verbindliche Bebauung und die Abstände zu 
vorhandenen Leitungen. Die Hinweise sind 
daher für den Bebauungsplan Nr. 73 rele-
vant und stehen den geplanten Flächendar-
stellungen nicht entgegen.  

 Niederschlagswasserbeseitigung: 
Anfallendes zusätzliches Oberflä-
chenwasser sollte in das vorhandene 
Grabensystem und nicht in die Lei-
tung DN 600 eingeleitet werden (Aus-
lastung). 
Die REWA als Erfüllungsgehilfe des 
Abwasserbeseitigungspflichtigen, die 
Hansestadt Stralsund, hat dafür 

Gemäß dem Punkt 4.3 der Begründung er-
folgt die Ableitung des Niederschlagswas-
sers voraussichtlich in die angrenzenden 
trockengefallenen Biotope bzw. in den Gra-
ben. Die Form der Regenwasserableitung 
ist auf der Ebene der Bebauungsplanung 
bzw. im Zulassungsverfahren zu konkretisie-
ren. 
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Sorge zu tragen, dass dauerhaft die 
schadlose Ableitung des Regenwas-
sers durch die zukünftigen und der 
vorhandenen Anlagen gewährleistet 
ist. Dies ist durch die Unterhaltung 
der Anlagen zu gewährleisten. 
 

 Die REWA GmbH als Konzessionär 
der Hansestadt Stralsund für 
TW/SW/RW übernimmt grundsätzlich 
weder eine innere, noch äußere Er-
schießungsfinanzierung (gilt für Pla-
nung und Baudurchführung) hinsicht-
lich der erforderlichen, neu zu errich-
tenden oder auszubauenden Entsor-
gungsanlagen für Regenwasser. Ab-
weichungen hiervon bedürfen zwin-
gend einer vertraglichen Vereinba-
rung zwischen dem Erschließungsträ-
ger und der REWA GmbH. Die 
Rechte aus Beiträgen bleiben unbe-
rührt. 
Im dargestellten Plangebiet befinden 
sich Leitungen und Anlagen unseres 
Unternehmens Wir weisen darauf hin, 
dass diese Eintragungen nur zu Ihrer 
Information bestimmt sind und keine 
Einweisung darstellen. Für die Rich-
tigkeit der Lage der Leitungen geben 
wir keine Garantie ab. 
In der Anlage übersenden wir Ihnen 
Planausschnitte mit eingetragenen 
Leitungen und Anlagen. 
Bitte prüfen Sie durch Einsichtnahme 
in unsere Unterlagen, ob unter Einhal-
tung der Richtlinien über Sicherheits-
abstände zwischen den geplanten 
Maßnahmen und unseren Leitungen 
und Anlagen noch der entsprechende 
freie Raum vorhanden ist. 

Die allgemeinen Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Die Hinweise sind für 
den Bebauungsplan Nr. 73 relevant und ste-
hen den geplanten Flächendarstellungen 
nicht entgegen. 

 Sollte eine Umverlegung von Leitun-
gen erforderlich werden, erbitten wir 
einen rechtzeitigen Antrag, aus wel-
chem Baugrenzen ersichtlich sind. 
Auf dieser Grundlage werden wir dem 
Antragsteller ein Angebot für die Um-
verlegung unserer Anlagen unterbrei-
ten 
 

Die Baugrenzen sind aus dem Bebauungs-
plan Nr. 73 ersichtlich. Ob eine Umverle-
gung von Leitungen erforderlich ist, ist auf 
der Ebene der Flächennutzungsplanung 
noch nicht verbindlich abzuschätzen. Die 
Hinweise sind daher für den Bebauungsplan 
Nr. 73 relevant und stehen den geplanten 
Flächendarstellungen nicht entgegen. 

 Nachfolgend möchten wir Ihnen allge-
meine Hinweise zur Kenntnis geben, 
die Sie bitte bei der weiteren Planung 
im o. g. Bereich berücksichtigen 
möchten: 
Im Bereich der Erdarbeiten liegende 
Einbauteile (Schieber-, Ventilkappen 

Die allgemeinen Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Die Hinweise sind für 
den Bebauungsplan Nr. 73 bzw. die Er-
schließungsplanung relevant und stehen 
den geplanten Flächendarstellungen nicht 
entgegen. 
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etc.) dürfen nicht versetzt bzw. ent-
fernt werden. Schächte und Einbau-
teile sind einem neuen Wegniveau 
anzupassen. 
Die Zugänglichkeit von Schächten 
und Einbauteilen, wie z. B. Absperr-
schieber, darf nicht beeinträchtigt 
werden. Für Arbeiten an öffentlichen 
Kanälen müssen gesonderte Geneh-
migungen vorliegen. 
Um Beschädigungen an den Anlagen 
auszuschließen, ist es unbedingt er-
forderlich, dass der Bauausführende 
spätestens 2 Wochen vor Baubeginn 
bei unserem Unternehmen aktuelle 
Informationen zur Lage unserer Lei-
tungen einholt. 
Sollten irgendwelche Leitungen ange-
troffen werden, sind wir unverzüglich 
davon in Kenntnis zu setzen. 
Ohne unsere Genehmigung dürfen 
die Leitungen nicht freigelegt werden. 
Weiterhin ist das „Merkblatt zum Ar-
beiten in der Nähe von unterirdischen 
Ver- und Entsorgungsanlagen (Trink-
wasser-, Schmutz- u. Regen/Misch-
wasserleitungen, etc.) der REWA 
GmbH Stralsund und der Freistel-
lungsvermerk zu beachten (s. Anla-
gen). 
Vor Baubeginn ist mit uns eine Tras-
senbegehung vorzunehmen. 
Kosten zur Behebung der Schäden 
an der Versorgungsleitung, infolge 
des Bauvorhabens, werden in Rech-
nung gestellt, wenn wir an der Endab-
nahme nicht beteiligt wurden. 
Die Baumaßnahme ist so auszufüh-
ren, dass unsere Leitungen während 
der Arbeiten keiner Belastung ausge-
setzt werden. Weiterhin sind erschüt-
terungsarme Bautechnologien anzu-
wenden, um Beschädigungen an den 
Trink-, Schmutz- und Regenwasser-
leitungen auszuschließen. Die Lage 
und die Tiefe der vorhandenen Lei-
tungen sind vor Ort mit geeigneten 
Maßnahmen zu ermitteln. Die Tiefen-
lagen der vorhandenen Rohrleitungen 
sind an den Schächten, bzw. durch 
Suchschachtungen zu prüfen. Ein 
vertikaler Abstand unterhalb der Soh-
len von mind. 1,00m ist einzuhalten! 
(Bei Durchörterungen). Weiterhin sind 
die privaten Leitungen auf den Grund-
stücken zu berücksichtigen. 
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 Anlagen 
- Planauszug 1:500 
- Merkblatt zum Arbeiten in der 

Nähe von unterirdischen Ver- und 
Entsorgungsanlagen 

- Freistellungsvermerk 

Die Anlagen werden zur Kenntnis genom-
men. 

40 Wasser- und Bodenverband 
„Barthe/Küste“ 
Stellungnahme vom: 02.05.2022 
 
Im Plangebiet befindet sich ein offe-
ner und teilweise auch verrohrte Ge-
wässerabschnitt des Grabens 3/1/2. 
Aus der örtlichen Lage des Gewäs-
sers 2. Ordnung ergeben sich für das 
betroffene Plangebiet entsprechende 
Nutzungseinschränkungen zur Siche-
rung der Gewässerunterhaltung — 
insbesondere hinsichtlich einer ge-
planten Bebauung und Bepflanzung. 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 Der in den vorgelegten Planunterla-
gen ausgewiesene 5 m- Gewässer-
randstreifen ist dabei nicht zu ver-
wechseln mit einem einseitig an ei-
nem offenen Gewässer erforderlichen 
Fahr- und Ablagestreifen (Gewäs-
serunterhaltungsstreifen), deren 
Breite sich individuell nach der zum 
Einsatz kommenden Unterhaltungs-
technik bestimmt. In diesem konkre-
ten Fall ist bei der Sohllage des Ge-
wässers und einer unmittelbar an-
grenzenden Baugrenze ein Mindest-
abstand von 7 m von jeglicher Bebau-
ung und Bepflanzung frei zu halten. 
Der Unterhaltungsstreifen befindet 
sich dabei am nördlichen Rand des 
Gewässers — eine Verschiebung der 
Baugrenze um 2 m ist daher zwin-
gend erforderlich um die maschinelle 
Unterhaltung des Gewässers zukünf-
tig nicht zu erschweren bzw. unmög-
lich zu machen. 

Die Planzeichnung der FNP- und der LP-Än-
derung stellen den Gewässerrandstreifen 
maßstabsbedingt nicht dar. Die Konkretisie-
rung erfolgt auf der Ebene der Bebauungs-
planung. Der Hinweis bezieht sich auf den 
Bebauungsplanentwurf und wird daher im 
Bebauungsplan Nr. 73 berücksichtigt. 

 Im Bereich des verrohrten Gewässer-
abschnittes bestimmt sich der erfor-
derliche Arbeits- und Schutzstreifen 
nach Dimension und Tiefenlage der 
Leitung, danach sind insgesamt 16 m 
(8 m zu jeder Seite der Rohrachse) 
von Bebauung frei zu halten, dazu 
zählt grundsätzlich auch die Auswei-
sung von befestigten Stellplätzen, Zu-
wegungen bzw. Zäune o.ä.. 

Der Hinweis bezieht sich auf den Bebau-
ungsplanentwurf und wird daher im Bebau-
ungsplan Nr. 73 berücksichtigt. 

 In diesem Zusammenhang sei darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 65 
LWaG die Erhöhung der Kosten bei 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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der Gewässerunterhaltung, verur-
sacht durch eine Anlage in, an oder 
über dem Gewässer, als Erschwernis-
kosten durch den Eigentümer des 
Grundstückes bzw. der Anlage dem 
Verband zu erstatten sind.  

 Für einen zusätzlich erforderlichen 
Schutz des verrohrten Gewässerab-
schnittes vor Wurzeleinwüchsen ist 
ein Abstand von 20 m (10 m zu jeder 
Seite der Rohrachse) von Bepflan-
zungen frei zu halten. 

Der Hinweis bezieht sich auf den Bebau-
ungsplanentwurf und wird daher im Bebau-
ungsplan Nr. 73 berücksichtigt. 

 Hinweise: 
Gemäß § 82 LWaG ist die Errichtung 
von Anlagen an, in, über Gewässern 
vorab bei der zuständigen unteren 
Wasserbehörde anzuzeigen. Eine ge-
plante Ableitung des anfallenden Nie-
derschlagswassers in ein Gewässer 
bedarf der wasserrechtlichen Erlaub-
nis. 
Um zukünftig eine Beeinträchtigung 
der Gewässerunterhaltung auszu-
schließen, sind Ausgleich - und Er-
satzmaßnahmen im Plangebiet und 
auch außerhalb des Gebietes grund-
sätzlich vorab mit dem Verband abzu-
stimmen. 
 

Die Hinweise beziehen sich auf den Bebau-
ungsplanentwurf und werden daher im Be-
bauungsplan Nr. 73 berücksichtigt. 

 Anlage: Lageplan Die Anlage wird zur Kenntnis genommen. 

44 Landkreis Vorpommern-Rügen 
Stellungnahme vom: 10.05.2022 
 
Städtebauliche und planungsrechtli-
che Belange 
Die vorliegende Flächennutzungs-
plan-(FNP) Änderung dient der Bün-
delung von Berufsschulen am Stand-
ort Grünhufe. Aus städtebaulicher und 
planungsrechtlicher Sicht gibt es 
keine Bedenken gegen die vorgese-
hene Darstellung einer Gemeinbe-
darfsfläche „Schule“ am Standort 
nördlich und südlich der Lindenallee, 
wo bisher eine Wohnbaufläche und 
eine Grünfläche dargestellt sind. 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 Wasserwirtschaft 
Aus wasserrechtlicher Sicht bestehen 
keine Bedenken gegen die vorlie-
gende 22.Änderung des FNP. Fol-
gende Hinweise werden gegeben: 
Das Vorhaben liegt außerhalb von 
Wasserschutzgebieten. 
Im Süden des Plangebietes verläuft 
der teilweise verrohrte Graben 3/1/2. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Eine Darstellung des verrohrten Teils 
des Grabens erfolgt im Bebauungsplan Nr. 
73 und maßstabsbedingt nicht auf der 
Ebene der Flächennutzungsplanung. 
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Der verrohrte Teil des Grabens ist in 
der Planzeichnung mit darzustellen. 

 Das Plangebiet befindet sich derzeit 
im Außenbereich, daher gilt nach § 38 
Abs. 3 Satz 1 WHG ein beidseitiger 
Gewässerrandstreifen von 5 m. Mit 
der Umsetzung des Planes gilt ge-
mäß § 38 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 WHG 
dieser Gewässerrandstreifen auch im 
Innenbereich. 
Gewässerrandstreifen dienen nach 
§ 38 Abs. 1 WHG der Erhaltung und 
Verbesserung der ökologischen Funk-
tionen oberirdischer Gewässer, der 
Wasserspeicherung, der Sicherung 
des Wasserabflusses sowie der Ver-
minderung von Stoffeinträgen aus dif-
fusen Quellen. Aufgrund des Baum-
bestandes südlich des offenen Gra-
bens ist die Unterhaltung des offenen 
Grabenabschnittes nur von der nördli-
chen Seite aus möglich. Auch im Be-
reich des verrohrten Teils des Gra-
bens ist ein Unterhaltungsstreifen von 
5 m beidseits der Rohrachse von jeg-
licher Bebauung freizuhalten. Der Ge-
wässerrandstreifen bzw. Unterhal-
tungstreifen von 5 m ist in der Plan-
zeichnung darzustellen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Eine Darstellung des Gewässerrand-
streifens bzw. Unterhaltungstreifen von 5 m 
erfolgt im Bebauungsplan Nr. 73 und maß-
stabsbedingt nicht auf der Ebene der Flä-
chennutzungsplanung. 

 Wassertechnische Erschließung: 
Schmutzwasser: 
Soweit häusliches oder gewerbliches 
Schmutzwasser anfällt, ist dieses 
dem Abwasserbeseitigungspflichtigen 
zu überlassen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, 
die Entsorgung des Schmutzwassers ist Ge-
genstand des Bebauungsplanverfahrens 
bzw. der Erschließungsplanung und im bau-
aufsichtlichen Zulassungsverfahren nachzu-
weisen. 

 Niederschlagswasser: 
Die geplanten Stellplatzflächen sollen 
in wasserdurchlässiger Bauweise 
ausgeführt werden. 
Laut Baugrundgutachten sind die vor-
handenen Böden für eine Versicke-
rung nicht geeignet. Das anfallende 
Niederschlagswasser muss somit 
zum größten Teil abgeleitet werden. 
Das anfallende Niederschlagswasser 
ist entweder dem Abwasserbeseiti-
gungspflichtigen zu überlassen oder 
die Möglichkeit der Einleitung in den 
Graben 3/1/2 unter Beachtung des 
Arbeitsblattes DWA-A 102 zu prüfen. 
Die Einleitung in den Graben 3/1/2 
bedarf einer wasserrechtlichen Er-
laubnis, die unter Vorlage beurtei-
lungsfähiger Unterlagen bei der unte-
ren Wasserbehörde des Landkreises 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men, die Entsorgung des Niederschlags-
wassers ist Gegenstand des Bebauungs-
planverfahrens bzw. der Erschließungspla-
nung und im bauaufsichtlichen Zulassungs-
verfahren nachzuweisen. 



ANLAGE 5 zum Abwägungsbeschluss                                                                               Seite 12 
Stand: Juli 2022 
 

Vorpommern-Rügen zu beantragen 
ist. 

 Naturschutz 
Gegen die 22. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes sowie der beige-
ordneten Änderung des Landschafts-
planes bestehen keine grundsätzli-
chen Bedenken. Einer Auseinander-
setzung mit den Belangen des Biotop-
, Baum- und des Artenschutzes (ar-
tenschutzrechtlicher Fachbeitrag) so-
wie der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung auf der Ebene des Be-
bauungsplans Nr. 73 „Erweiterung 
Berufsschulcampus in Grünhufe“ wird 
zugestimmt. 

Die Zustimmung zur Abschichtung wird zur 
Kenntnis genommen. 

 Hinweis: 
Wie in der Begründung geschrieben, 
ist der Artenschutz im südlichen Än-
derungsbereich (Innenbereich nach 
§ 34 BauGB, extensive Mähwiese) 
bei der Umsetzung konkreter Bauvor-
haben unmittelbar im jeweiligen Zu-
lassungsverfahren zu beachten. Es 
wird die Erarbeitung eines arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrages not-
wendig. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Landkreis Vorpommern-Rügen als Bau-
herr wurde über die Stellungnahme des 
Landkreises Vorpommern-Rügen als untere 
Naturschutzbehörde und die Notwendigkeit 
eines Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages 
informiert. 

 Brand- und Katastrophenschutz 
Aus der Sicht des vorbeugenden 
Brandschutzes bestehen keine Be-
denken zum o.g. Vorhaben. 
Es sind folgende Grundsätze einzu-
halten: 

 Schaffung ausreichender An-
fahrts-, Durchfahrts- bzw. 
Wendemöglichkeiten für Fahr-
zeuge der Feuerwehr und des 
Rettungsdienstes; 

 Ordnungsgemäße Kennzeich-
nung der Wege, Straßen, 
Plätze bzw. Gebäude (Stra-
ßennamen, Hausnummern 
usw.), 

 Die Bereitstellung der erfor-
derlichen Löschwasserversor-
gung von mindestens 48 m³/h 
ist in der weiteren Planung zu 
beachten und in der Erschlie-
ßungsphase umzusetzen. 
 

Das Löschwasser ist gemäß dem Ar-
beitsblatt W 405, Stand: Februar 
2008, des DVGW für den Zeitraum 
von 2 Stunden, innerhalb eines Ra-
dius von 300 m bereitzustellen. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass dieser 

Die allgemeinen Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Sie sind für das nach-
gelagerte Bebauungsplan- oder Zulassungs-
verfahren relevant und stehen den geplan-
ten Flächendarstellungen nicht entgegen. 
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Radius die tatsächliche Wegstrecke 
betrifft und keine Luftlinie durch Ge-
bäude bzw. über fremde Grundstücke 
darstellt. 
Gemäß § 2 Abs. 1 (Ziffer 4) des Ge-
setzes über den Brandschutz und die 
Technischen Hilfeleitungen durch die 
Feuerwehren für Mecklenburg- Vor-
pommern vom 31.Dezember 2015, in 
der derzeit geltenden Fassung, ist die 
Gemeinde verpflichtet die Löschwas-
serversorgung, als Grundschutz, in ih-
rem Gebiet sicherzustellen. 

 Abfallwirtschaft 
Der Landkreis Vorpommern-Rügen, 
Eigenbetrieb Abfallwirtschaft Vorpom-
mern-Rügen nimmt zu dem o. g. Be-
bauungsplan wie folgt Stellung. 
Es bestehen aus Sicht des Eigenbe-
triebes Abfallwirtschaft Vorpommern-
Rügen keine Bedenken zu dem o.g. 
B-Plan. 
Bitte fügen Sie den Hinweis über die 
Abfallbewirtschaftung Ver- und Ent-
sorgung zu den Planungsunterlagen 
hinzu bzw. tauschen Sie den ggf. be-
stehenden gegen den nachfolgenden 
aktuellen Hinweis aus: 
„Im Plangebiet wird die Entsorgung 
der Rest- sowie der Bioabfälle gemäß 
der Satzung über die Abfallbewirt-
schaftung im Landkreis Vorpommern-
Rügen in der jeweilig gültigen Fas-
sung durch den Landkreis Vorpom-
mern-Rügen, Eigenbetrieb Abfallwirt-
schaft bzw. durch von ihm beauftragte 
Dritte durchgeführt. Weiterhin erfolgt 
die Abholung und Entsorgung von 
Wertstoffen, wie Pappe, Papier, Glas 
und Verkaufsverpackungen, durch 
hierfür beauftragte private Entsorger.“ 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen, die Begründung wird um den Hin-
weis ergänzt. 

 Aus Sicht des Bodenschutzes gibt es 
keine weiteren Anregungen. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 

 

 

 


